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VON UNSEREM KORRESPONDENTEN THOMAS LANGE

Nürnberg — Als Georg Pfister im
Oktober vor vier Jahren seinen
75. Geburtstag feierte, da lande-
te er mit dem Hubschrauber vor
der Hans-Jung-Halle im hei-
matlichen Breitengüßbach, stieg
aus und lupfte den Hut zum
Gruß. Der Hubschrauber war
die Ausnahme, aber den Hut hat
er immer auf. Oft werde er ge-
fragt, was denn „der mit dem
Hut“ aus Bamberg macht, sagte
der Coburger Bundestagsabge-
ordnete und Chef der CSU-Mit-
telstandsvereinigung, Hans Mi-
chelbach, damals in seiner Wür-
digung.

Was wird er schon machen? Er
kümmert sich nach wie vor um
sein Hohengüßbacher Bauun-
ternehmen und spricht ansons-
ten mit Vorliebe bei CSU-Partei-
tagen – mit Hut, natürlich. Dort
gilt er den Delegierten als einge-
tragenes Mitglied im Verein für
deutliche Aussprache.

Rebell, Unikum oder Original?

Es ist leicht, Georg Pfister ein-
fach ein gängiges Etikett aufzu-
kleben. Den überregionalen
Medien gilt er als „CSU-Re-
bell“, was schon mal falsch ist.
Pfister ist seit 63 Jahren in der
Partei, und er war, so jedenfalls
der frühere Bamberger CSU-
Landrat Günther Denzler, „der
bestgewählte Kreisrat aller Zei-
ten“. Rebell? Nur, weil er auf
Parteitagen das sagt, was Dele-
gierte oft gerne hören, was aber
die von ihm so angesprochene
„hohe Führung“ schon aus
Gründen der Diplomatie und
der politischen Korrektheit lie-
ber nicht sagen will? Ersatzweise
müssen dann die Begriffe „Uni-
kum“ oder „Original“ herhal-
ten. In diesen Begriffen – letzte-
rer wurde auch in dieser Zeitung
anlässlich des jüngsten CSU-
Parteitags gebraucht – schwingt
aber eine belächelnde Abschät-

zigkeit mit, die Georg Pfister
schon aufgrund seiner Lebens-
leistung mit Gründung und Auf-
bau eines Familienunterneh-
mens schlicht nicht verdient hat.

Schwieriger fällt da schon die
parteipolitische Einordnung.
Auch hier gilt Georg Pfister –
schon wegen seiner gelegentlich
skurrilen Auftritte – vielen als
Außenseiter in der CSU. Genau
das ist er aber nicht.

Die Seele der CSU

Wer dem Mann mit dem Hut
aufmerksam zuhört und dabei
dessen Ruf als Querulant ebenso
ausblendet wie die ziemlich
holzschnittartige Wortwahl, der
kann durchaus zu der Auffas-
sung gelangen, dass hier einer
die Seele der CSU verkörpert.

Und zwar jene Seele, die eben
nicht in den Stapeln von be-
drucktem Papier lebt, die von
den Delegierten dann als Leitan-
träge abgesegnet werden. Aber
sehr wohl in der Masse der treu-
en Mitglieder, die eher still lei-
den unter manchem Zugeständ-
nis an die Erfordernisse der „po-
litischen Lage“. Georg Pfister
redet frei, was in seinem Fall
nicht nur heißt, dass er ohne Ma-

nuskript spricht und gern auch
mal länger. So geschehen einmal
mehr beim CSU-Parteitag am
vergangenen Wochenende.
„Man soll auf den Pfister hö-
ren,“ sagte der Mann mit Hut –
und legte los.

Zum Beispiel zum Länderfi-
nanzausgleich: „Die Preußen
ham unseren König kaputt
gemacht, und den Strauß
wolltens auch net. Aber
unser Geld, des wollns.“
Oder an die Adresse von
Horst Seehofer: „Herr
Ministerpräsident, Ih-
re nächste Tätigkeit:
Zahlen Sie einfach
nichts mehr.“ Oder
zum Freistaat Bay-
ern, wieder an See-
hofer gewandt: „Des
is Ihre einzige Pflicht:
Bayern muss ein eige-
ner Staat werden.“

CSU-Rebell, Uni-
kum, Original oder
Außenseiter? Die
Mehrheit der Dele-
gierten zollte Bei-
fall, und ja, auch
Jubel. Georg Pfis-
ter hatte ihnen aus
der Seele gespro-
chen. Mit einem
„schönen Wort zum
dritten Advent“, wie
Diskussionsleiter Joa-
chim Herrmann belä-
chelnd meinte.

Im Februar findet ein
kleiner Parteitag der
CSU statt. Der Mann mit
Hut, der auf seine Art ein
Urgestein der Partei ist,
wird hoffentlich wieder da-
bei sein.

Annäherung zwischen
den USA und Kuba
Havanna/Washington — Nach
jahrzehntelanger Eiszeit schla-
gen die USA und Kuba ein neu-
es Kapitel ihrer diplomatischen
Beziehungen auf. In Havanna
soll in den kommenden Mona-
ten wieder eine US-Botschaft
eröffnet werden, zudem sollen
einige Beschränkungen beim
Handel und bei Finanzgeschäf-
ten aufgehoben werden. Das
gaben US-Präsident Barack
Obama und sein kubanischer
Amtskollege Raúl Castro am
Mittwoch zeitgleich in Fern-
sehansprachen bekannt. Beide
Staaten unterhalten seit mehr
als 50 Jahren keine diplomati-
schen Beziehungen. Die USA
hatten den Karibikstaat nach
der Machtübernahme Fidel
Castros mit einem scharfen
Wirtschafts- und Handelsem-
bargo überzogen. dpa

Kabinett beschließt
Einsatz im Nordirak
Berlin — Die Bundesregierung
hat den Einsatz von rund 100
deutschen Soldaten im Nord-
irak beschlossen. Sie sollen die
kurdische Armee für den
Kampf gegen die Terrormiliz
Islamischer Staat ausbilden.
Linke-Fraktionschef Gregor
Gysi hält den Einsatz für ver-
fassungswidrig und behält sich
eine Klage in Karlsruhe vor.dpa

Bundeswehr eröffnet
Anlaufstelle für Familien
Bruchsal — Bundesverteidi-
gungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) will den Einsatz
der Soldaten familienfreundli-
cher gestalten. Mit diesem Ziel
hat die Bundeswehr in Bruchsal
(Kreis Karlsruhe) den bundes-
weit ersten „Info-Punkt“ eröff-
net. Dort sollen Soldaten und
ihre Familien Ansprechpartner
und Antworten auf soziale Fra-
gen am Kasernenstandort fin-
den. Bis Ende nächsten Jahres
soll es an allen 263 Bundes-
wehrstandorten einen solchen
„Info-Punkt“ geben. dpa

MDR: Edathy-Vertrauter
meldete Handydiebstahl
Berlin — Der frühere Vertraute
von Sebastian Edathy, der SPD-
Bundestagsabgeordnete Mi-
chael Hartmann, hat laut dem
MDR im März sein Krypto-
Handy als gestohlen gemeldet.
Der Sender berief sich auf den
Edathy-Untersuchungsaus-
schuss. Der frühere SPD-Ab-
geordnete Edathy hatte SMS-
Kurznachrichten veröffent-
licht, die er unter anderem mit
Hartmann ausgetauscht haben
will. Hartmann und Edathy
sollen an diesem Donnerstag
vor dem Untersuchungsaus-
schuss aussagen. Hartmann be-
streitet, Edathy vor Ermittlun-
gen gewarnt zu haben. dpa

AfD-Politiker Gauland
sorgt für Asyl-Debatte
Potsdam — Der Fraktionschef
der AfD im Brandenburger
Landtag, Alexander Gauland,
hat mit Äußerungen zur Asyl-
politik für Empörung gesorgt.
Er warf der Landesregierung
vor, Fremdenfeindlichkeit zu
schüren, weil abgelehnte Asyl-
bewerber nicht konsequent ab-
geschoben würden. „Herr
Gauland, Sie sind der Brand-
stifter, weil Sie die Atmosphäre
in unserem Land vergiften“,
rief die Grünen-Abgeordnete
Ursula Nonnemacher am Mitt-
woch. Gauland hatte zuvor er-
klärt, die Menschen protestier-
ten bei den Pegida-Demonstra-
tionen zu Recht gegen eine ver-
fehlte Asylpolitik. dpa

VON UNSEREM KORRESPONDENTEN DETLEF DREWES

Brüssel — Es ist so etwas wie die
Weihnachtsbotschaft des Euro-
päischen Parlamentes: Verstän-
digt euch endlich. Nach wo-
chenlangen, teilweise heftigen
Auseinandersetzungen hat das
Europäische Parlament am
Mittwoch in Straßburg eine be-
dingungslose und einseitige An-
erkennung Palästinas abgelehnt.
Stattdessen fand man einen
Kompromiss, der Israel und sei-
nem Nachbarn das gleiche Recht
auf „Eigenstaatlichkeit“ und ein
„Leben in Frieden“ zugesteht.

Mit der Mehrheit von 498 Ja-
Stimmen (88 Gegenstimmen
und 111 Enthaltungen) sprachen
sich die Volksvertreter für die
Zwei-Staaten-Lösung „auf der
Grundlage der Grenzen von
1967 mit Jerusalem als Haupt-
stadt beider Staaten“ aus, bei der
„ein in Sicherheit lebender Staat
Israel und ein unabhängiger, de-
mokratischer, zusammenhän-
gender und lebensfähiger paläs-
tinensischer Staat auf der
Grundlage des Selbstbestim-
mungsrechtes und der uneinge-
schränkten Achtung des Völker-
rechtes in Frieden und Sicher-
heit nebeneinander bestehen“.

Es ist eine Resolution, der
man in jeder Zeile anmerkt, dass
sich Christ- und Sozialdemokra-
ten, Grüne, Liberale, Rechte

und die vereinigte Linke aufein-
ander zubewegt haben. „Wir
wollten der EU-Außenbeauft-
ragten Federica Mogherini ein
starkes Signal als Rückende-
ckung an die Hand geben“, hieß
es in der Debatte zuvor. Zumin-
dest das ist gelungen. Dennoch
fehlen in dem Papier nicht die
scharfen Worte. So werden
„Terror- und Gewaltakte auf das
Schärfste“ verurteilt – das klingt
nicht überraschend, rückt aber
manch militärische Operation,
die unter dem Etikett der Vertei-
digung gelaufen ist, in die Nähe
von Attacken der anderen Seite.
Israels Siedlungsbau in den be-
setzten Gebieten wird „völker-
rechtswidrig“ abgelehnt. „Wir
müssen Druck auf beide Seiten
ausüben, damit es zu einer fried-
lichen Lösung kommt“, argu-
mentierten die Abgeordneten.

Vor dem Hintergrund der
Ereignisse in den vergangenen
Wochen bekommt die Erklärung
ein Gewicht, das viele als Mah-
nung vor allem an Israel sehen.
Die Sperrung des Zugangs zum
Tempelberg war erst im Novem-
ber von den Außenministern als
„mögliches Zeichen für die Es-
kalation eines politischen Streits
zum religiösen Konflikt“ kriti-
siert worden. Gleichzeitig
tauchte bereits eine Liste mit
denkbaren Strafmaßnahmen ge-
gen den jüdischen Staat auf.

Islamabad/Peshawar — Nach dem
Massaker pakistanischer Tali-
bankämpfer in einer Schule in
Peshawar will die Regierung
Terroristen künftig wieder hin-
richten lassen. Das beschloss
Premierminister Nawaz Sharif
nach Angaben seines Büros vom
Mittwoch. Für verurteilte Ter-
roristen werde ein derzeit für die
Todesstrafe geltendes Moratori-
um aufgehoben. Zugleich
schloss Sharif künftige Verhand-
lungen mit den pakistanischen
Taliban (TTP) aus und kündigte
an, weiter militärisch gegen die
Extremisten vorzugehen.

Bei der Terrorattacke am
Dienstag waren die sechs An-
greifer systematisch durch die
Klassenzimmer gegangen und
hatten Lehrer und Schüler er-
schossen, bevor sie schließlich
nach achtstündigen Gefechten
von Soldaten getötet wurden.
Die Attentäter setzten auch
Sprengsätze ein. Allein hundert
Opfer gab es in einem Hörsaal,
wo Jugendliche Karrierehinwei-
se erhielten. Ein 14-jähriger
Schüler, der verletzt überlebte,
berichtete, der Anführer habe
seine Kämpfer angewiesen,
„keinen einzigen am Leben“ zu
lassen. Über Nacht erhöhte sich
die Opferzahl des Angriffs auf
148, davon 132 Schüler, außer-
dem neun Mitarbeiter der Schu-
le und alle Angreifer.

In ganz Pakistan begann am
Mittwoch eine dreitägige Staats-
trauer. An öffentlichen Gebäu-
den wehten die Fahnen auf halb-
mast. In vielen Städten kamen
Menschen zusammen, um der
Opfer zu gedenken. Schulen
blieben geschlossen.

Der Angriff war der bislang
schwerste der TTP und wurde
international verurteilt. Selbst
die afghanischen Taliban verur-
teilten den Anschlag. Es versto-
ße gegen die „Grundsätze des Is-
lam“, Unschuldige, Frauen und
Kinder vorsätzlich zu töten, er-
klärte die Gruppe, die sich oft
von Anschlägen mit vielen zivi-

len Toten distanzieren. Daran
müssten sich alle islamischen
Bewegungen halten. Allerdings
töteten Taliban-Kämpfer am
Mittwoch bei einem Angriff auf
eine Bank im Süden Afghanis-
tans zehn Menschen, darunter
fünf Zivilisten.

Pakistans Premierminister
Sharif hatte sich nach seinem
Wahlsieg 2013 um Gespräche
mit der TTP bemüht. „Diese
Option offenzuhalten, ist nach
meinem Gefühl nicht mehr
machbar“, sagte er bei einem
Treffen mit führenden Politi-
kern aller im Parlament vertre-
tenen Parteien in Peshawar. dpa

Video
Ein Video von Georg Pfisters
Rede beim Parteitag finden
Sie auf

Trauer und Verwüstung: Ein Journalist kauert in der von den Taliban an-
gegriffenen Schule in Peshawar. Foto: Bilawal Arbab, dpa

Georg Pfister
CSU

Die Preußen
ham unseren

König kaputt
gemacht, und den
Strauß wolltens auch
net. Aber unser Geld,
des wollns.

PARTEITAG Der Bamberger Delegierte Georg Pfister sagt das, was die CSU
gern hört – aber lieber nicht sagen will. In Nürnberg hatte der 79-Jährige
jetzt wieder einen großen Auftritt.

Der mit dem Hut
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NAHOST-KONFLIKT

EU erkennt Palästina an
TALIBAN-ANGRIFF

Pakistan will Terroristen hinrichten

Fo
to

:N
ad

in
e

Nü
ss

le
in

,A
rc

hi
v


